
Eigentlich ging es um eine
simple Frage: Soll Allschwil die
Steuererklärungen ihrer Bürge-
rinnenundBürger selber veran-
lagen oder dem Kanton über-
tragen? Nachdem die Finanz-
kommission das Geschäft
beurteilt hatte, beauftragte das
Gemeindeparlament im Okto-
ber letzten Jahres auch nochdie
Kommission für Sicherheit und
Dienste (KSD), die Vorlage zu
prüfen.

Dieser Schritt des Einwoh-
nerrateswurdeals«respektlos»
gegenüber dem betroffenen
Personal, der Finanzkommis-
sion und auch den Steuerzah-
lenden eingestuft. Nun liessen,
je nach Sichtweise, einzelne
Mitglieder des Parlaments an
der Sitzung vom Mittwoch-
abend ihrem Ärger Luft und ih-
rerseits denRespekt vermissen.

Die Stimmung im Allschwi-
ler Einwohnerrat war bereits we-
nige Minuten nach Beginn der
Sitzung hochexplosiv. Schon zu-
vor fand Einwohnerrat Niklaus
Morat (SP) heraus, dass neun Ba-
selbieterGemeinden eine eigene
Steuersoftware angeschafft ha-
ben. Unklar war, ob bei einem
Wechsel zumKanton dieNeube-
schaffung der Software wirklich
nötig ist. Für Missmut sorgten
zudem Unklarheiten darüber,
wer wie weit in den Mailverkehr
vonMorat involviert war. Sprich:
Ob alle auf dem gleichen Infor-
mationsstand waren.

Kommissionspräsidentin
schliesst Türe hinter sich
Morat und der zuständige Ge-
meinderat Robert Vogt (FDP)
konnten zu Beginn der Debatte
die Unstimmigkeiten noch auf-
lösen. Dennoch blieb die Frage
an der KSD kleben. Vogt beru-
higte: «Das hat keine Bewandt-
nis für ihre Entscheidung heute
Abend.» Bereits wurde mit
einer Rückweisung geliebäu-

gelt, bis KSD-Kommissionsprä-
sidentin Laura Neuhaus (FDP)
vor «dem erneuten Durchkau-
en» des Geschäftes warnte.

Denn das betroffene Personal
erwarte eine Entscheidung.

Für den darauffolgenden Ek-
lat sorgte Noëmi Feitsma (SP).
Sie griff einzelne Parlamentarier
frontal an undwarfNeuhaus vor,
ihren Job nicht gemacht zu ha-
ben.Dabei vertrat dieGescholte-
ne die Kommission, die wiede-
rum einstimmig hinter ihr stand.
Erwähnenswert: Mit Niklaus
Morat und Flavio Fehr gehören
dem Gremium auch zwei Partei-
kollegen von Feitsma an. Neu-
haus machte sofort klar, dass ihr
die Geschichte zu bunt wurde.
Sie packte ihre Sachen, winkte
zum Abschied in den Saal und
liess die Türe etwas lauter ins
Schloss fallen als nötig.

Ohne Kommissionspräsi-
dentin sass auch Ratspräsident
MehmetCan (SP) etwas verdutzt
auf seinem Stuhl und versuchte,

die Wogen zu glätten. «Wer ist
Vizepräsident?», fragte er in die
Runde.Obwohl das nicht klar ist,
sprang der grünliberale Chris-
tian Jucker in die Bresche. Er
verteidigte seine Kommissions-
präsidentin und ergänzte, die
KSDhabekeine Infos,daher sol-
le man den Ausführungen des
Gemeinderates folgen.

DemPräsidenten wird die
Sitzungsleitung entzogen
Der freisinnige Fraktionspräsi-
dentUrs Poživil ermahnte Feits-
ma für ihr Votum: «Der Angriff
auf einMitglied des Einwohner-
rates ist nicht zu tolerieren!» Er
stellte den Antrag, die Sitzung
sofort abzubrechen. Lucca
Schulz (SP) versuchte zu vermit-
teln und bat um eine Pause. In
der sollten sich die Fraktions-
präsidien besprechen. Zudem

schlug er vor, die Sitzungslei-
tung seinemParteikollegenCan
zu entziehenunddemerstenVi-
zepräsidentenTimSöllick (FDP)
zu übergeben. Nach einer kur-
zen Unruhephase entschied der
Rat mit nur zwei Stimmen
Unterschied gegen einenUnter-
bruch, aber grossmehrheitlich
für eine Pause.

Die Gemüter etwas abge-
kühlt, ging es doch noch um die
Sache – zumindest ein paar Mi-
nuten. Morat stellte bei der Le-
sung des dritten Paragrafen den
Antrag, die bisherige Fassung zu
belassen. Poživil erinnerte sei-
nen Kollegen daran, Anträge sei-
en schriftlich einzureichen. Nun
begann eine veritable «Fresszet-
tel-Orgie». Aus Heften heraus-
gerissenes, gehäuseltes Papier
diente als Basis für eine Ände-
rung des Steuergesetzes.

Fabian Schwarzenbach Auch die weiteren Paragrafen
wurden belassen. Die SVP, die
das neue Gesetz offen ablehnte,
half der SP, den Vorschlag rück-
gängig zu machen, sodass die
Aktion inhaltlich keinen Sinn
mehr ergab. Dennoch nahmder
Rat am Schluss die neue Fas-
sung an. Einzige Änderung ist
damit eine Anpassung des Mus-
terreglements. Die Auslagerung
der Steuerverwaltung an den
Kanton ist damit vom Tisch.

Sitzung abgebrochen, weil
die Stimmung explosiv war
Nicht vom Tisch waren die Aus-
einandersetzungen zwischen
den Parlamentsmitgliedern.
Und daher ging es nochmals
rund: Poživil wies auf die Inkon-
sequenz der SP hin, die der KSD
vorwirft, dasGeschäft nicht vor-
bereitet zu haben. Dabei habe
die SP selbst die Anträge nicht
schriftlich bereitgestellt. «Wenn
ihr eine Steilvorlage gebt, dann
macht bitte eure Sache richtig!»,
warf ein sichtlich enervierter
Poživil den Sozialdemokraten
vor. Kurz herrschte eine bedrü-
ckende Stille im Saal.

Das Geschäft sei aus Res-
pekt vordenMitarbeitendenab-
geschlossen worden, war der
weitere Tenor von Parlamenta-
riern. Marc Aellen (SP) mahnte
für die Zukunft: «Weil wir uns
gegenseitig verletzt haben, kön-
nen wir die Geschäfte nicht auf
die lange Bank schieben. Lasst
uns hier Politikmachen!Öffent-
liche Personen müssen solche
Attacken annehmen.» Flavio
Fehr (SP) ergänzte: «Wir sind
vom Volk gewählt und müssen
unseren Job machen.»

Henry Vogt (SVP) gab Marc
Aellen zwar teilweise recht,
aber: «Wir müssen hier ein Zei-
chen setzen.» Er massregelte
dann Nöemi Feitsma, weil sie
sich nicht entschuldigt habe.
Daraufhin wurde mit deutli-
chem Mehrheitsentscheid die
Ratssitzung abgebrochen.

«Der Angriff
auf einMit-
glied des Ein-
wohnerrates
ist nicht zu
tolerieren!»

Urs Poživil
FDP-Fraktionspräsident

Das Entlastungspaket 2027 des
Bundes ist unterDach undFach.
Für die Hochschulen mit zwie-
spältigem Ergebnis. «Es wird
auf dem Buckel der Bildung ge-
spart. Immerhin konnten wir ei-
nigegröbereKürzungenvermei-
den», kommentiert die Basler
SP-Nationalrätin Sarah Wyss,
bis vor kurzem Präsidentin der
Finanzkommission. Die ETH,
die kantonalen Universitäten
und der Nationalfonds müssen
total rund 260 Millionen Fran-
ken pro Jahr sparen.

DieUniversitätBasel verliert
in der Grundfinanzierung vier
bis fünf Millionen Franken pro
Jahr,wie deren SprecherMatthi-
as Geering auf Anfrage bekannt
gibt. «Zudem sinkt die Pla-
nungssicherheit, da diese Bun-
desbudgets neu jährlich gespro-
chen werden und nicht sicher

ist, ob es zu weiteren Reduktio-
nen kommt», sagt Geering.

Nationalrätin Brenzikofer
für neuen Finanzausgleich
Die Baselbieter Grünen-Natio-
nalrätin Florence Brenzikofer
hatdieKürzungen imParlament
bekämpft: «Diese beeinträchti-
gen die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der Hochschu-
len und stehen im Widerspruch
zur strategischen Bedeutung
von Bildung und Forschung für
die Schweiz», sagt sie.Nungelte
es zu verhindern, dass die Uni-
versitäten die Studiengebühren
erhöhen oder bei wichtigen Dis-
ziplinen grössere Abstriche ma-
chen müssen. Brenzikofer will
mit einer Interpellation an den
Bundesrat Möglichkeiten auslo-
ten, wie die Universitäten trotz
des Sparhammers zu neuem
Geld kommen könnten. Den
Vorstoss unterzeichnet haben

nebenWyss auch die Basler Na-
tionalrätinnen Sibel Arslan
(Grüne)undPatricia vonFalken-
stein (LDP) sowie ihre Baselbie-
ter Kollegin Samira Marti (SP).

Eine Idee lanciert Brenziko-
fer gleich selber: Demnach
könnte der Bund in den Natio-
nalen Finanzausgleich (NFA)
einen Mechanismus einbauen,
mit dem sich Nicht-Universi-
tätskantone stärker an den Las-
ten der Universitätskantone be-
teiligen. Heute tragen jene Kan-
tone, die über keine eigene Uni
verfügen, nur einen Bruchteil
der Vollkosten für ihre Studie-
renden, sie sind also Trittbrett-
fahrer. «Das heutige System ist
nicht gut. Es schafft einen Gra-
ben zwischen Hochschul- und
Nicht-Hochschulkantonen»,
findet Brenzikofer.

Auch SP-Nationalrätin Wyss
findet, dass nuneineAnpassung
des NFA zugunsten der Hoch-

Hans-Martin Jermann schulkantone im Fokus stehen
müsse. Wyss hat im vergange-
nen Herbst eine weitere Varian-
te ins Spiel gebracht. Demnach
soll künftig jenesDrittel, das der
Bund von den Gewinnen der
Schweizerischen Nationalbank
(SNB) erhält, in einen Fonds zur
Finanzierung der Hochschulen
gesteckt werden. Aktuell fliesst
einTeil diesesGeldes indenAb-
bauderSchuldenwegenderCo-
rona-Pandemie. Grünen-Natio-
nalrätin Brenzikofer will denn
auch in ihrem neuen Vorstoss
vom Bundesrat wissen, was er
von dieser Fonds-Idee hält.

Kantone rechnen fixmit den
Nationalbank-Gewinnen
Von der Konstruktion her logi-
scher, aber politisch unrealisti-
scher wäre es, diesen Hoch-
schul-Fonds mit den Ausschüt-
tungen der SNB an die Kantone
zu finanzieren. Unrealistischer

deshalb, weil viele Kantone fix
mit SNB-Gewinnen rechnen.
Diese Variante macht eine Ver-
fassungsänderung nötig. Dazu
wäre die Zustimmung einer
Mehrheit derKantonenötig.Zu-
gleich ist diese Mehrheit nicht
Träger einer Universität.
Schliesslich könnte als weitere
Möglichkeit ein Stabilitätsfonds
geschaffen werden, der
Schwankungen in der Hoch-
schulfinanzierung ausgleicht.

Brenzikofer hat sich bewusst
für das milde Instrument der
Interpellation entschieden: Sie
wolle nun zuerst in Erfahrung
bringen, welche Möglichkeiten
der Bundesrat zur Sicherung der
Hochschulfinanzierung sieht.
Auf dieser Basis lasse sich dann
weiter diskutieren. «Fordere ich
jetzt mit einem Vorstoss eine
Änderung des NFA und wird
dieser abgelehnt, dann ist die
Idee für lange Zeit vom Tisch.»

Fussball Basler Bars und Res-
taurants dürfen während der
Fussball-WM 2026 länger offen
bleiben. An allen Spieltagen gel-
ten in den Innenräumen keine
Schliessungszeiten, wie das
Bau- und Verkehrsdepartement
am Donnerstag in einer Me-
dienmitteilung schreibt. Damit
reagiert der Kanton auf die Zeit-
verschiebung: Viele Spiele in
Nordamerika laufen hier in den
Abend- und Nachtstunden. (bz)

Mehrfamilienhaus
stand in Flammen
Brand In Burg in Leimental hat
am Mittwochvormittag ein
Mehrfamilienhaus gebrannt.
Die Feuerwehr lokalisierte das
Feuer in einer Dachwohnung
und konnte es rasch löschen.
Verletzt wurde niemand. Der
Grund für den Brand ist noch
unklar. Die Baselbieter Polizei
geht von einer technischen
Ursache aus. (bz)
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Laura Neuhaus (links) vertrat ihre Kommission. Von Noëmi Feitsma (rechts) wurde sie trotzdem direkt gemassregelt. Bilder: zvg

Ein Funke entzündet die Allschwiler Politik
EinwohnerrätinNoëmi Feitsma kritisierte einenKommissionsbericht. DerenPräsidentin LauraNeuhaus quittierte kurzerhand ihrenDienst.

So könnte die Uni Basel zu neuem Geld kommen
Wegen des Entlastungspakets des Bundesmuss die Universität 4 bis 5Millionen Franken pro Jahr einsparen.
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